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Schläge hätten die volle Unterstützung 

zahlreicher Mitglieder des Sicherheits

rates, inklusive Frankreichs, das ähn

liche Änderungsvorschläge eingereicht 

habe.

Italiens Präsident Carlo Azeglio Ciam- 

pi hob in einem Brief an Hu Jintao 

hervor, welch zentrale Rolle China bei 

einer stärkeren Einbindung der Ver

einten Nationen im Irak spiele.

In einem Telefongespräch zwischen Hu 

Jintao und Bush am 29. Mai beton

te Hu noch einmal, der richtige Weg 

sei, die volle Souveränität des Irak so 

bald wie möglich wiederherzustellen, 

freie demokratische Wahlen schnellst

möglich abzuhalten und eine irakische 

Regierung mit starker Einbindung der 

Vereinten Nationen, die eine zentra

le Rolle spielten, entstehen zu lassen. 

Bush erklärte, dass die USA weiter

hin gerne in dieser Sache mit China 

kooperieren möchten. (RMRB, 7., 13., 

28.5.04, nach BBC PF, 7., 13., 28.5.04; 

XNA, 10., 11., 17., 18., 25., 26., 27., 

29.5.04; Xinhua, 11., 18., 19., 20., 25., 

27.5.04, nach BBC PF, 11., 18., 19.,

20., 25., 27.5.04) -eva-

8 Keine Entschädigung für chi

nesische Zwangsarbeiter in 

Japan

Einer Entscheidung des Obergerichtes 

Fukuoka zufolge erhalten 15 chinesi

schen Kläger, die während des Zwei

ten Weltkrieges Zwangsarbeit in japa

nischen Kohleminen verrichten muss

ten, keine Entschädigung. Die Män

ner gehörten zu einer Gruppe von et

wa 3.000 Chinesen, die zwischen Ju

li 1943 und März 1945 in westjapa- 

nischen Kohleminen der Firma Mit

sui Mining Co. arbeiteten. Das Ge

richt bestätigte zwar, dass der japani

sche Staat und das Unternehmen ge

meinsam daran beteiligt waren, die 15 

Männer nach Japan zu bringen, wo 

sie unbezahlt und unter schlechten Ar

beitsbedingungen zur Arbeit im Berg

bau gezwungen wurden, jedoch sei ihr 

Anspruch auf Entschädigung verjährt, 

da es ihnen seit 1986 möglich gewesen 

sei, ins Ausland zu reisen und somit 

Klage zu erheben.

Dieser Gerichtsbeschluss hob eine 

Entscheidung des Bezirksgerichtes Fu

kuoka vom April 2002 auf, in dem die 

Mitsui Mining Co. zur Zahlung von 

165 Mio. Yen (ca. 1,5 Mio. US$) verur

teilt worden war. Der aktuelle Richter

spruch könne auch Auswirkungen auf 

noch ausstehende Gerichtsentschei

dungen bezüglich der Entschädigung 

ehemaliger chinesischer Zwangsarbei

ter haben, so die japanische Nach

richtenagentur Kyodo. Bisher wurden 

hierzu acht Urteile von Bezirksgerich

ten ausgesprochnen, die zu sehr wider

sprüchlichen Entscheidungen kamen.

Verschiedene chinesische Organisatio

nen, wie die All China Lawyers As

sociation, protestierten gegen die ak

tuelle Gerichtsentscheidung und nann

ten sie „unverantwortlich“. Ein Spre

cher des chinesischen Außenministe

riums erklärte, Zwangsarbeit sei eine 

der gravierendsten Taten, die Japan 

gegenüber China verübt hätte und for

derte die japanische Regierung daher 

auf, die Thematik angemessen und in 

verantwortlicher Weise zu behandeln. 

(XNA, 24., 25.5.04; Kyodo News Ser

vice, 24.5.04, nach BBC PF, 24.5.04) 
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9 Tschechisches Radar soll 

nicht an China verkauft wer

den

Die dreijährigen Verhandlungen der 

tschechischen Firma Omnipol mit Bei

jing sind schließlich doch geschei

tert: Die Tschechische Republik stopp

te einen Export des Radar-Uberwa- 

chungssystems Vera an China. Die 

Anfang 2004 erteilte Genehmigung 

durch das Handels- und Industriemi

nisterium wurde zurückgezogen, was 

letzten Endes auf einen Appell der 

amerikanischen Regierung zurückzu

führen ist. US-Präsident Bush und 

Außenminister Powell hatten gegen

über dem tschechischen Ministerprä

sidenten Vladimir Spidla ihre Beden

ken dahingehend geäußert, dass Vera, 

einmal in die Hände der Chinesen ge

langt, vor Taiwan stationierten ameri

kanischen Schiffen und Flugzeugen ge

fährlich werden könnte. Vera, ein so 

genanntes „passives Radar“, kann Wel

len zwar empfangen, nicht aber aus

senden. wodurch es sich vorzüglich zur 

Ortung feindlicher Radarsysteme eig

net. Die Vereinigten Staaten hatten 

überdies Bedenken, dass das System 

über China auch an andere Staaten, 

wie zum Beispiel den Iran, verkauft 

werden könnte. Außerdem, so der US- 

Standpunkt, würde ein Verkauf des

Radars das EU-Waffenembargo ver

letzen. Das tschechische Kabinett be

schloss daraufhin, dass die Ausfuhr 

„nicht im außenpolitischen Interesse 

Tschechiens“ sei.

Die Prager Regierung verzichtete aber 

nur auf den Verkauf, wenn nun statt 

China die USA das Radar kaufen. 

Über eine Zusage seitens der USA 

wurde bisher nichts bekannt. Geplant 

war der Verkauf von zehn Systemen 

des Typs Vera für ca. 47 Mio. Eu

ro an China. Die chinesische Regie

rung hat sich indes nicht offiziell zum 

Scheitern der Verhandlungen geäu

ßert. (HB, 21.5.04; FAZ, 21.5.04) -eva-

Innenpolitik

10 Weißbuch zur Autonomie

Tibets veröffentlicht

Am 23. Mai veröffentlichte das Infor

mationsbüro des Staatsrats der Volks

republik ein Weißbuch mit dem Ti

tel „Regionale ethnische Autonomie in 

Tibet“ (Xizang de minzu quyu zizhz). 

Das Dokument habe das Ziel, „das 

Verständnis der internationalen Ge

meinschaft hinsichtlich Chinas Min

derheitenpolitik“ in Tibet zu erhöhen, 

so die Verfasser. Darüber hinaus soll 

das Papier über die politische, wirt

schaftliche, kulturelle und soziale Ent

wicklung der Autonomen Region in 

den letzten 40 Jahren informieren. Der 

staatlichen Nachrichtenagentur Xin

hua zufolge handelt es sich um das 

erste Weißbuch dieser Art in der Ge

schichte der Volksrepublik.

Tatsächlich reiht sich der Text naht

los in einen Kanon von Dokumenten 

ein, die alle darauf abzielen, auslän

dische Kritik an Chinas Tibetpolitik 

zu entkräften (vgl. C.a., 1999/9, Ü 12; 

2000/6, Ü 29; 2001/11, Ü 9). So veröf

fentlichte das Informationsbüro in den 

letzten Jahren beispielsweise Weißbü

cher (baipi shu) zu Menschenrechten 

in Tibet (1998), zur realen Praxis 

der chinesischen Minderheitenpolitik 

(1999), zur Entwicklung der tibeti

schen Kultur (2000), sowie zur Moder

nisierung Tibets (2001). Die bisheri

gen Papiere versuchten den Nachweis 

zu erbringen, dass Chinas Minderhei
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tenpolitik die kulturellen Eigenheiten 

der Tibeter schütze und der Entwick

lung der Region diene. Das aktuel

le Dokument konzentriert sich auf die 

politischen Freiheiten der Tibeter und 

argumentiert, dass die Gestaltungs

möglichkeiten des autonomen Gebie

tes in erheblichem Maße für den Fort

schritt der Region verantwortlich sei

en.

Das neueste Weißbuch gliedert sich 

in fünf Teile. Im ersten Kapitel lie

fert das Informationsbüro eine eigene 

Darstellung der historischen Entwick

lung Tibets. Dabei wird zunächst er

klärt, die Region sei seit der Yuan- 

Dynastie ein Teil Chinas und habe 

bis in die Republik-Zeit unter chine

sischer Führung kontinuierlich einen 

hohen Grad an Autonomie genossen. 

Die damals herrschende „theokratische 

Elite“ Tibets habe jedoch eine feu

dale Gesellschaftsordnung aufrechter

halten, die „dunkler und rückständi

ger als das mittelalterliche Europa“ 

gewesen sei. Erst durch die Grün

dung der Volksrepublik 1949 konnten 

die Tibeter darauf hoffen, „die Kon

trolle über ihr eigenes Schicksal in

nerhalb der großen Familie des Mut

terlandes“ zu erlangen. Mit der Un

terzeichnung des „17-Punkte-Abkom

mens“ (shiqi tiao xieyi) am 23. Mai 

1951 sei die „friedliche Befreiung“ (he- 

ping jiefang) Tibets endgültig abge

schlossen worden. Die „bewaffnete Re

bellion der herrschenden Oberschicht“ 

Tibets im Jahr 1959 sei „trotz Un

terstützung imperialistischer Mächte 

vom tibetischen Volk unter Leitung 

der Zentralregierung rasch niederge

schlagen“ worden. In der Folge sei

en „eine Million Leibeigene und Skla

ven“ mit Hilfe demokratischer Refor

men emanzipiert worden. Abschlie

ßend nennt das Kapitel zahlreiche po

litische Erfolge, welche seit den 60er 

Jahren die wirtschaftliche und soziale 

Situation in Tibet verbessert hätten.

Das zweite Kapitel des Weißbuches 

trägt die Überschrift „Das tibeti

sche Volk genießt das volle politische 

Recht der Autonomie“. Die Heraus

geber schildern das politische System 

Tibets sowie das Wahlrecht der Au

tonomen Region. Zahlreiche statisti

sche Daten sollen zeigen, dass die Ti

beter wahrlich die ,,Herren im eigenen 

Haus“ (dangjia zuozhu) sind. So wird 

etwa die Wahlbeteiligung für das Jahr 

2002 mit über 90% ausgewiesen. Da

rüber hinaus wird belegt, dass Tibeter 

und andere ethnische Minderheiten 

die Mehrheit in verschiedenen Insti

tutionen der Autonomen Region stel

len. Der ständige Ausschuss des tibe

tischen Volkskongresses (renmin dai- 

biaohui changwu weiyuanhui) soll sich 

zum Beispiel zu 90,42% aus Tibetern 

und anderen lokalen Volksgruppen zu

sammensetzen. Ähnlich optimistische 

Zahlenspiele werden für Repräsentati

onsorgane auf nationaler Ebene durch

geführt - etwa für den Nationalen 

Volkskongress und dessen Ständigen 

Ausschuss. Als weiterer Indikator für 

den Grad tibetischer Selbstverwaltung 

und Mitbestimmung wird die Zahl 

der lokalen Gesetze und Verordnun

gen (difangxing fagui) gewertet, wel

che der Volkskongress der Autonomen 

Region Tibet seit seiner ersten Ple

narsitzung im Jahr 1965 verabschie

det hat. Dem Weißbuch zufolge exis

tieren heute 220 solcher Vorschriften, 

die sich etwa mit dem Erhalt kultu

reller Relikte, dem Schutz der Um

welt und touristischen Fragen beschäf

tigen. Des Weiteren habe die Autono

me Region Tibet die Möglichkeit, na

tionale Gesetzgebungen zu umgehen, 

wenn deren Inhalte den kulturellen Ei

genheiten auf dem Hochplateau wider

sprechen. Das Dokument nennt meh

rere Beispiele: So liegt die Arbeits

woche in Tibet bei 35 Stunden (fünf 

Stunden unter dem nationalen Stan

dard), das gesetzliche Heiratsalter ist 

zwei Jahre niedriger als landesweit üb

lich, und zahlreiche tibetische Feier

tage wurden zusätzlich zu den natio

nalen Feiertagen in den Kalender der 

Autonomen Region Tibet aufgenom

men. Diese flexible Handhabung der 

nationalen Gesetzgebung in Tibet ha

be die Sonderrechte und -interessen 

(teshu quanyi) des tibetischen Volkes 

effektiv geschützt, so die Darstellung 

der Autoren.

Das dritte Kapitel des Dokumentes 

beschäftigt sich mit der Freiheit der 

Tibeter, soziale und wirtschaftliche 

Entwicklungen der Region zu bestim

men. So habe die Autonome Regi

on etwa das Recht, Sonderregelungen 

und flexible M?ßnahmen zu ergrei

fen, um die ökonomische und kultu

relle Entwicklung Tibets voranzutrei

ben. Die tibetische Verwaltung kön

ne unabhängig von der Zentralregie

rung Entwicklungsprojekte organisie

ren, die örtlichen Ressourcen nutzen 

sowie eigenständige Politik in den Be

reichen Bildung, Gesundheit, Wissen

schaft, Kultur, Finanzen und Steuern 

verfolgen. Außerdem habe die Zent

ralregierung Chinas der Region ei

ne Reihe wirtschaftlicher und politi

scher Begünstigungen gewährt. Bau

ern und Hirten seien beispielsweise 

von Steuern und Gebühren ausgenom

men und erhielten kostenfrei medizini

sche Versorgung. Der Zinssatz für Kre

dite liege zwei Prozentpunkte unter 

dem Wert anderer Regionen, und auch 

Versicherungsprämien würden niedri

ger besteuert als im restlichen Land. 

Nach Ansicht der Verfasser des Weiß

buches habe die Autonome Region Ti

bet diese Privilegien in den vergange

nen 40 Jahren ausgiebig genutzt und 

so die Modernisierung der Region er

heblich vorangetrieben. Mehrere Sta

tistiken werden hierzu angeführt, et

wa zum Wachstum des Bruttoinlands

produktes, zur Höhe von Infrastruk

turinvestitionen oder zur Entwicklung 

des Tourismus. Auch in den Bereichen 

Umwelt, Gesundheit und Bildung sol

len Zahlenreihen den Leser von posi

tiven Trends in Tibet überzeugen. So 

informiert das Weißbuch beispielswei

se darüber, dass 33,9% der Fläche Ti

bets heute als Naturschutzgebiet gel

ten, dass die Analphabetenrate in den 

vergangenen vier Dekaden von 95% 

auf 30% gesunken sei und dass ge

genwärtig im Gesundheitswesen 6.216 

Betten und 8.287 medizinische Helfer 

zur Verfügung stünden.

Im vierten Kapitel fasst das Infor

mationsbüro des Staatsrats die Ent

wicklungen im kulturellen Bereich zu

sammen. Eine umfangreiche Gesetzge

bung schütze beispielsweise die tibe

tische Sprache: Chinesisch und Tibe

tisch müssen demgemäß parallel in al

len Schulen unterrichtet werden. Auch 

müssen alle Regierungs- und Verwal

tungsdokumente der Autonomen Re

gion zweisprachig herausgegeben wer

den. Darüber hinaus bestehe heu

te ein umfangreiches Angebot an ti

betischen Fernsehsendern, Nachrich

tenmagazinen und Zeitungen, so das 

Weißbuch. Neben der Sprache genie

ßen auch Religionen eine ausgedehn

te Unterstützung von staatlicher Sei

te, und zwar sowohl der tibetische 

Buddhismus als auch der Islam und 

der Katholizismus Tibets. Ein beson

deres Augenmerk habe die Zentral

regierung jedoch darauf gelegt, das
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Abstammungssystem der tibetischen 

Großlamas (huofo zhuanshi zhidu) zu 

respektieren. Es seien seit der demo

kratischen Reform Tibets insgesamt 

30 lebende Buddhas von der Zentralre

gierung und der Regierung Tibets an

erkannt worden.

Das letzte Kapitel des Weißbuches 

greift direkt die Gegner der chinesi

schen Tibetpolitik an, allen voran den 

Dalai Lama und seine „Clique“ (Dalai 

jituari). Die Vorwürfe des Dalai La

ma, die regionale Autonomie Tibets 

sei „inhaltsleer“, seien unhaltbar. Die 

Verfasser stellen die Entwicklung Ti

bets als einen natürlichen Prozess dar, 

dessen wirtschaftliche und soziale Er

folge für sich sprächen. Die Tibetpo

litik der Zentralregierung stünde im 

Einklang mit internationalen Doku

menten und Übereinkünften, wie etwa 

der UN-Erklärung zu den Rechten von 

Minderheiten, und sei historisch legi

timiert. Aus diesen Gründen hoffe die 

Zentralregierung, dass der Dalai La

ma „der Realität ins Auge sehen, die 

Lage korrekt einschätzen, seine Posi

tion zur ’tibetischen Unabhängigkeit’ 

aufgeben und in den kommenden Jah

ren etwas Nützliches zum Fortschritt 

Chinas und der Region Tibets beitra

gen“ werde.

Nach Angaben von Xinhua begrüßten 

chinesische Intellektuelle die Veröf

fentlichung des Weißbuches. Die staat

liche Nachrichtenagentur zitiert meh

rere Tibetologen und Sozial Wissen

schaftler, die den Dalai Lama in die

sem Zusammenhang als „Repräsentan

ten von Sklavenhaltern“ bezeichnen. 

„Ist es nicht klar wie der Tag, wer 

die fundamentalen Interessen des ti

betischen Volkes vertritt?“, so laute

te beispielsweise die rhetorische Fra

ge eines Wissenschaftlers am Chinesi

schen Forschungszentrum für Tibeto- 

logie (CTRC).

Von ausländischer Seite wurde das 

Weißbuch kritischer aufgenommen. 

Westliche Beobachter gaben zu be

denken, dass die chinesische Tibet

politik nur in der Theorie Freiheit 

und Autonomie gewähre. Praktisch 

würden alle wichtigen Verwaltungspo

sitionen von Han-Chinesen bekleidet. 

Auch die chinesische Position gegen

über dem Dalai Lama sei fragwürdig. 

So weist das Wall Street Journal zum 

Beispiel darauf hin, dass der Dalai 

Lama nicht die Unabhängigkeit Ti
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bets verfolge, sondern lediglich mehr 

Autonomie zum Schutze von Spra

che, Religion und Kultur fordere. In 

den vergangenen Jahren hatte der 

Dalai Lama mehrfach Repräsentan

ten in die Volksrepublik entsendet, 

um über diese Punkte zu verhan

deln. Bislang blieben die Versuche 

jedoch ohne nennenswerten Erfolg 

(C.a., 2002/9, Ü 11). Der Dalai Lama 

erhielt 1989 den Nobelpreis für seinen 

gewaltlosen Einsatz für mehr Freihei

ten in Tibet. (White Paper: Region

al Ethnie Autonomy in Tibet, Voll

text Englisch: http://news.xinhuanet. 

com/english/2004-05/23/content _ 14 

85515.htm; Volltext Chinesisch: http: 

//www.china.org.cn/ch-book/200405 

24/index.htm), 23.5.04; WSJ, 23.5.04; 

XNA, 23., 24.5.04; Xinhua, 23.5.04, 

nach BBC PF, 25., 26.5.04; Chi

na Tibet Information Center online, 

24.5.04) -fs-

11 Regierung plant Wiederver

einigungsgesetz

Bei einem Treffen mit Auslandschine

sen in London erklärte Ministerpräsi

dent Wen Jiabao am 10. Mai, er würde 

ein legislatives Mandat für die Wieder

vereinigung mit Taiwan befürworten. 

Damit eröffnete er den Weg für die 

mögliche Ausarbeitung eines Wieder

vereinigungsgesetzes, für das bereits 

seit längerer Zeit Vorschläge kursie

ren.

Nach einem Bericht der Zeitung Chi

na Daily von Mitte Mai habe Wen 

dabei den Vorschlag von Shen Shang, 

dem Präsidenten des „Rates zur För

derung der Nationalen Wiederverei

nigung Chinas in England“, aufge

griffen. Dieser hatte bei dem Tref

fen gefordert, dass die chinesische Re

gierung ein Wiedervereinigungsgesetz 

verabschiede. Dies sei ein essenziel

ler Schritt, um Taiwans Bemühungen 

nach Unabhängigkeit zu beenden, so 

Shen. Der China Daily zufolge habe 

Wen darauf geantwortet: „Ihre Ansich

ten zur Wiedervereinigung des Mut

terlandes sind sehr, sehr wichtig. Wir 

werden sie ernsthaft bedenken.“ Au

ßerdem erklärte der Premier mit un

gewohnt harter Rhetorik, die Wieder

vereinigung des Landes sei „wichtiger 

als unser Leben“.

Noch in derselben Woche gab der 

Sprecher des „Taiwan Affairs Office“ 

(TAO) des Staatsrats bekannt, dass 

die Zentralregierung legale Maßnah

men zur Wiedervereinigung des Lan

des in Betracht zöge und verschie

dene Vorschläge zu diesem Thema 

prüfe. Einem Bericht der Hongkonger 

Zeitung Ming Pao zufolge habe Bei

jing bereits mit der Vorarbeit zu ei

nem „Nationalen Wiedervereinigungs

gesetz“ begonnen. Insiderinformatio

nen zufolge soll ein Entwurf des Jura

professors Yu Yuanzhou aus Wuhan 

(Provinz Hubei) als Grundlage für das 

Gesetz in Frage kommen.

Yu hatte bereits im November 2002 

über 1.000 Kopien seines Vorschlages 

für ein „Gesetz der VR China zur 

Förderung der Wiedervereinigung“ an 

Akademiker und Regierungsabteilun

gen der Volksrepublik versandt. Das 

Dokument sei damals auf wenig In

teresse gestoßen, berichtet die South 

China Morning Post. Zwar sei Yu 

Yuanzhou zu einem Gespräch in das 

TAO eingeladen worden, sein Ent

wurf habe dort jedoch längere Zeit 

die untersten Arbeitsebenen der Be

hörde nicht verlassen. Angesichts des 

neu aufgekommenen Interesses an ei

nem Wiedervereinigungsgesetz ist der 

Vorschlag des Juristen aus Wuhan nun 

in den Vordergrund der Diskussion ge

rückt.

Gemäß dem Bericht der Ming Pao 

deckt der Entwurf von Yu Yuanzhou 

in acht Kapiteln und 31 Artikeln un

ter anderem wirtschaftliche, monetäre 

und finanzielle Anreize zur Förderung 

einer Wiedervereinigung ab. Darüber 

hinaus beschäftigt sich die Vorlage mit 

den Möglichkeiten sowohl einer friedli

chen als auch einer militärischen Wie

dervereinigung. Eine friedliche Anglie

derung Taiwans könnte demnach auf 

zwei Weisen erfolgen: Zum einen könn

te sich die Insel als „Sonderverwal

tungsregion Taiwan“ dem Festland an

schließen. Zum anderen könnte die 

Gründung einer „Bundesrepublik Chi

na“ die Lösung des Problems liefern: 

In einem solchen Modell würden die 

Volksrepublik China und die Republik 

China gemeinsam eine Bundesregie

rung stellen, die das vereinigte Land 

auf der internationalen Bühne vertre

ten könnte. Beide Bundesstaaten wür

den jedoch über autonome Legislative, 

Exekutive und Judikative verfügen, so 

der Vorschlag.

http://news.xinhuanet
file:////www.china.org.cn/ch-book/200405
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Der Gesetzesentwurf würde eine mili

tärische Intervention auf Taiwan für 

drei Szenarien legitimieren: Erstens, 

sollte Taiwan seine Unabhängigkeit er

klären oder beträchtliche Maßnahmen 

zur Erlangung seiner Unabhängigkeit 

ergreifen. Zweitens, sollten ausländi

sche Mächte militärisch auf der In

sel einfallen. Drittens, sollte die tai- 

wanesische Führung den Prozess ei

ner friedlichen Wiedervereinigung auf 

unbestimmte Zeit behindern oder hi

nauszögern. Beim Eintreten eines die

ser drei Szenarien könnte die Zent

ralregierung dem Gesetz zufolge oh

ne Konsultation des Nationalen Volks

kongresses die Zeit, den Ort und die 

Art eines militärischen Angriffes be

stimmen. Darüber hinaus wäre ein 

Angriff weder auf die taiwanesischen 

Inseln Jinmen und Mazu noch auf 

den Einsatz konventioneller Waffen 

beschränkt.

Ebenfalls von Bedeutung sind die 

im Entwurf enthaltenen Klauseln zu 

„Verantwortlichkeit und Straferlass“ 

bei Behinderung des Wiedervereini

gungsprozesses. Der Vorschlag von Yu 

Yuanzhou lautet: Wenn ein chinesi

scher Bürger mit Wohnsitz in der 

Volksrepublik, in Taiwan, Hongkong 

oder Macau den Wiedervereinigungs

plänen der Zentralregierung schade, so 

werde sein Vergehen von staatlicher 

Seite zu Protokoll gegeben und über 

eine Periode von hundert Jahren ver

folgt. Landesverrat und Spionage wer

den in der Volksrepublik mit dem To

de bestraft. Mit übermäßig drakoni

scher Strafverfolgung sei gemäß sei

nes Entwurfes jedoch nicht zu rech

nen, erklärte Professor Yu in der South 

China Morning Post. Das Gesetz wür

de sich nicht gegen Hongkonger oder 

Taiwanesen richten, die lediglich Sym

pathie für Taiwan äußerten, sondern 

vielmehr gegen „Hardliner-Separatis

ten“ wie den taiwanesischen Präsiden

ten Chen Shui-bian, so Yu.

Nach Angaben von Mitarbeitern des 

Nationalen Komitees der Politischen 

Konsultationskonferenz Chinas (CPP- 

CC) ist die Initiative zu einem Wie

dervereinigungsgesetz nicht neu: Be

reits im Jahr 2000 sei ein solcher 

Vorschlag gemacht, wegen der Sen

sibilität des Themas jedoch nur mit 

Zurückhaltung weiterverfolgt worden. 

Das aktuelle Interesse an einer sol

chen Gesetzgebung sei vor allem da

durch zu erklären, dass Taiwans Re

gierungschef Chen Shui-bian mit sei

nen Plänen zu einer eigenen Verfas

sung de jure die Unabhängigkeit der 

Insel bis 2008 anstrebe, schreibt die 

China Daily. Inwieweit das Projekt 

der nationalen Wiedervereinigung tat

sächlich in eine legale Form gegossen 

werden wird, bleibt zunächst abzuwar

ten: Ein Regierungssprecher erklärte 

Ende Mai, dass die Legislative der 

Volksrepublik bislang noch keine kon

kreten Verfahrensschritte für ein sol

ches Gesetz unternommen habe. (CD,

11., 12.5.04; XNA, 13., 25.5.04; MBY, 

19.5.04; SCMP, 22.5.04, nach BBC 

PF, 23.5.04; SCMP, 27.5.04) -fs-

12 Neue Maßnahmen sollen 

illegale Landnutzung ein

schränken

Mitte Mai erklärte der Vizeminister 

des Bauministeriums, Qiu Baoxing, 

dass der Staat zukünftig mehr Kon

trolle über die Landnutzung in der 

Volksrepublik übernehmen werde. Be

reits seit letztem Jahr versuchten so

wohl das Bauministerium (jianshe bu) 

als auch das Ministerium für Land und 

Ressourcen (guotu ziyuan bu) irregu

läre und exzessive Landnutzung für 

industrielle Projekte zu zügeln. Die 

staatliche Nachrichtenagentur Xinhua 

gab im Mai bekannt, dass in urba

nen Gebieten die Anzahl der vom 

Staat bewilligten Baugenehmigungen 

im ersten Quartal des Jahres bereits 

um 46% gesunken sei. Über 130.000 

Fälle von Missbrauch seien aufgedeckt 

worden, so Xinhua. Dennoch konnte 

die Zentralregierung zahlreiche Prob

leme bislang nicht zufrieden stellend 

lösen.

Nach Aussage von Qiu Baoxing be

stünde eine der zentralen Herausfor

derungen darin, so genannte „Image- 

Projekte“ zu verhindern. Qiu erklär

te, viele Bauvorhaben dienten keinem 

wirtschaftlichen oder sozialen Ziel und 

seien allein darauf ausgerichtet, das 

Ansehen einer Stadt oder bestimmter 

Regierungsmitglieder zu fördern. Da

rüber hinaus würden zahlreiche Kader 

von Bauunternehmern Provisionen für 

genehmigte Projekte erhalten. In der 

Folge würde beispielsweise die Hälfte 

der 6.000 Industrieparks, die in den 

vergangenen sieben Jahren landesweit 

errichtet worden waren, nicht benö

tigt, so der Vizeminister. Durch die

Verschwendung von Geld und Arbeits

kräften sei jedoch die Entwicklung der 

Infrastruktur vielerorts zu kurz ge

kommen. Diese Schieflage gelte es nun 

zu beheben.

Ein weiteres Problem sei die massi

ve Zwangsumsiedlung von Anwohnern 

in urbanen Regionen sowie von Far

mern, die häufig mit kommerziellen 

Bauprojekten einhergehe. Zuletzt war 

im Mai ein Fall in der Stadt Chenzhou 

(Provinz Hunan) zu landesweiter Be

kanntheit gelangt: Für den Bau eines 

ca. 15 Millionen Euro teuren Einkaufs

zentrums wurden über 7.000 Men

schen umgesiedelt. Besondere Empö

rung rief eine örtliche Gesetzgebung 

hervor, in der die Lokalverwaltung un

einsichtigen Anwohnern Strafen „fin

den Rest ihres Lebens“ angedroht hat

te. Wie die South China Morning Post 

schreibt, ist dieser aktuelle Fall je

doch bei weitem nicht das gravierends

te Beispiel für Enteignung und Ver

treibung in der Volksrepublik. Nach 

Angaben des Ministers für Land und 

Ressourcen, Sun Wensheng, hätten in 

den vergangenen Jahren zehntausende 

Bauern ihr Farmland für zum Teil äu

ßerst geringe Entschädigungen verlas

sen müssen. Sun geht davon aus, dass 

der Staat enteigneten Farmern heute 

umgerechnet etwa 1,2 Milliarden Eu

ro schuldet.

Mit mehreren Maßnahmen will die Re

gierung ihre Kampagne gegen irre

guläre und illegale Landnutzung nun 

verstärken, erklärte Qiu Baoxing. In 

den kommenden Monaten sollen Pro

vinzregierungen umfangreiche Unter

suchungen durchführen und örtliche 

Kader, die so genannte „Image-Pro

jekte“ unterstützen, zur Rechenschaft 

ziehen. Baufirmen, die durch Beste

chungsversuche auffallen, sollen auf ei

ner staatlichen „schwarzen Liste“ auf

geführt werden. Betroffene Unterneh

men sollen dann nur noch einge

schränkt Baugenehmigungen erhalten, 

in schwer wiegenden Fällen sogar vom 

Markt ausgeschlossen werden. Pilot

projekte wurden in den Provinzen 

Jiangsu, Zhejiang, Sichuan, den regie

rungsunmittelbaren Städten Shanghai 

und Chongqing, sowie der Autonomen 

Region Guangxi aufgenommen. Lang

fristig plant die Zentralregierung ein 

„Credit Point“ Bewertungssystem für 

Bauunternehmer zu etablieren. Außer

dem müssten Kader bei der Verga

be von Bauprojekten ab sofort Exper
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tengremien konsultieren und die Me

dien zu Diskussionsrunden einladen. 

Auch das Verfahren zur Übertragung 

von Landnutzungsrechten soll verbes

sert und transparenter gestaltet wer

den. Eine weitere Maßnahme richtet 

sich gegen Spekulanten, die bereits ge

nehmigte Bauaufträge aus Profitgrün

den unnötig verzögerten. Diese sol

len ab sofort ihre Landnutzungsrech

te verlieren, erklärte das Bauministe

rium. (Xinhua, 6.5.04, nach BBC PF, 

8.5.04; XNA, 9., 14.5.04; SCMP, 19., 

27.5.04; ST, 19.5.04) -fs-

13 System staatlicher Presse

sprecher ausgebaut

Chinesische Stadt- und Provinzregie

rungen ernannten im Mai eine un

gewöhnlich große Zahl an staatlichen 

Pressesprechern. Das berichtete die 

South China Morning Post und be

zeichnete die Entwicklung als regel

rechte „Flut“. Seit im Oktober letz

ten Jahres die Stadt Nanjing (Pro

vinz Jiangsu) als erste Lokalregierung 

eine Pressesprecherin eingestellt ha

be, seien unzählige örtliche Behörden 

dem Beispiel gefolgt. Das Informati

onsamt des Staatsrates (SCIO) habe 

in den vergangenen Monaten bereits 

Trainingskurse für über 250 Mitarbei

ter von Ministerien und Lokalregie

rungen abgehalten, so das Blatt.

Die neue Welle von Anwerbungen und 

Weiterbildungsmaßnahmen ist Teil ei

ner landesweiten Kampagne zur Ver

besserung der staatlichen Öffentlich

keitsarbeit (C.a., 2003/11, Ü 7). 

Wie die staatliche Nachrichtenagen

tur Xinhua erklärte, kämen die lo

kalen Behörden mit ihren Maßnah

men dem Aufruf hochrangiger Par

teistaatsvertreter wie Hu Jintao und 

Wen Jiabao nach. Die neue Führung 

habe in der Vergangenheit mehrfach 

einen verbesserten Informationsfluss 

gegenüber der Öffentlichkeit und eine 

transparentere Regierungsarbeit ange

kündigt. Die aktuelle Entwicklung sei 

im Zusammenhang mit dem „dreistufi

gen System zur Nachrichtenveröffent- 

lichung“ der Regierung zu sehen, er

läuterte der Leiter des SCIO, Zhao 

Qizheng. Ziel dieses Systems sei es, 

Pressekonferenzen im Hinblick auf ih

re Zahl, Qualität und Glaubwürdig

keit auf drei Ebenen zu verbessern: 

dem Staatsrat, den Ministerien und 

den Provinzregierungen.

Während die Zentralregierung die ak

tuelle Welle von Anwerbungen als kla

res Zeichen dafür wertet, dass sich die 

Informationspolitik der Volksrepublik 

positiv entwickle, sind viele Kommen

tatoren skeptischer. Staatliche Medi

en, wie etwa die Guangming Dai

ly, bezeichneten die Entwicklung als 

reine Prestigemaßnahme. Tatsächlich 

sorgten die zusätzlichen Pressespre

cher nicht für mehr Transparenz, son

dern lieferten lokalen Regierungen le

diglich bessere Möglichkeiten, die Me

dien mundtot zu machen, so die An

sicht der chinesischen Tageszeitung.

Auch ausländische Journalisten kri

tisieren Chinas Informationspolitik. 

Nach Angaben von Journalisten lässt 

das staatliche Informationssystem bis

lang noch stark zu wünschen übrig. 

Die meisten Pressesprecher besäßen 

nicht die Autorität, kritische Fragen 

zu beantworten, klagte etwa ein Jour

nalist der französischen Nachrichten

agentur AFP in einem Interview mit 

Xinhua. Meistens lieferten die Spre

cher lediglich Standardantworten oder 

würden Fragen umgehen. Bei dringen

den Anfragen erhielten Reporter oft 

keinen Rückruf oder würden unnötig 

lange hingehalten, kritisierte ein Re

dakteur der Straits Times.

Das Problem sei, dass Regierungs

sprecher oft keine Erfahrung im di

rekten Umgang mit Journalisten hät

ten, zitiert Xinhua einen ehemaligen 

Pressesprecher des chinesischen Au

ßenministeriums. Besonders die Kon

frontation mit ausländischen Repor

tern würde viele Pressesprecher ein

schüchtern. Zhao Qizheng vom SCIO 

kündigte diesbezüglich an, dass sich 

die Situation mit wachsender Erfah

rung der Pressesprecher, mit ausgiebi

gerem Training und klaren staatlichen 

Vorgaben rasch verbessern würde.

Das bisherige Trainingsprogramm des 

SCIO umfasst Fallstudien, prakti

sche Übungen sowie Vorlesungen. Seit 

Mai werden die Weiterbildungsmaß

nahmen der Regierung durch Vorträ

ge des amerikanischen Beratungsun

ternehmens ,3ill and Knowlton Public 

Relations Consulting“ ergänzt. Laut 

Angaben von Xinhua ist dies das erste 

Mal, dass ein ausländisches Unterneh

men an der Ausbildung chinesischer

Pressesprecher beteiligt ist. (XNA,

18., 22., 26.5.04; SCMP, 24.5.04) -fs-

14 Beijing will Verkehrslage 

verbessern

Am 1. Mai verabschiedete die Stadtre

gierung Beijings ein Gesetz zu „Stra

ßenverkehr und Straßensicherheit“. 

Ab sofort sollen Vergehen im Straßen

verkehr mit härteren Strafen geahndet 

werden. Neben Autofahrern bezieht 

das Gesetz auch jene Fahrradfahrer 

und Fußgänger mit ein, die einen „rei

bungslosen Verkehrsfluss behindern“.

Mit der Gesetzgebung reagiere die 

Stadtverwaltung auf die rapide Ver

schlechterung der Beijinger Verkehrs

lage, so die Nachrichtenagentur Xin

hua. Statistiken zufolge ist die durch

schnittliche Verkehrsgeschwindigkeit 

in der Hauptsstadt in den letzten zehn 

Jahren von 45 auf zum Teil sieben 

Kilometer pro Stunde gesunken. 40% 

der Beijinger stehen täglich auf dem 

Weg zur Arbeit bis zu einer Stunde im 

Stau. Das Beijinger Amt für Verkehrs

verwaltung (BTMB) verzeichnet jeden 

Tag über 1.000 Verkehrsunfälle. Pro

zentual gesehen ist China das Land 

mit den meisten Verkehrstoten welt

weit. Die schlechte Lage in der Haupt

stadt ist nicht zuletzt angesichts der 

für 2008 geplanten Olympischen Spie

le bedenklich.

Nach Meinung von Beobachtern ist 

vor allem das Fehlverhalten von Pkw- 

Fahrern für die Situation verant

wortlich. Xinhua zitiert eine Inter

netstudie, die acht charakteristische 

„schlechte Angewohnheiten“ chinesi

scher Fahrer identifiziert - darun

ter mangelnde Verwendung des Blin

kers, rücksichtsloses Verhalten gegen

über Fußgängern, zu schnelles Fah

ren bei nasser Straße und übermäßi

ger Einsatz der Hupe. Dem BTMB 

zufolge sind sich die meisten chinesi

schen Autofahrer ihrer Vergehen nicht 

bewusst. Gerade Fahranfänger wür

den die Straßenverkehrsordnung nicht 

oder nur schlecht kennen. Viele Fahrer 

würden darüber hinaus bewusst an

dere Verkehrsteilnehmer gefährden, da 

sie nicht mit einer Bestrafung rechne

ten, erklärte ein Sprecher des BTMB. 

Ein besonderes Problem sei Alkohol 

am Steuer. Fahren unter Alkoholein

fluss ist vielerorts gesellschaftlich ak

zeptiert - manche Versicherungsgesell- 
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schäften bieten etwa Policen an, die 

bei selbstverursachten Straßenunfällen 

unter Alkoholeinfluss Schadensersatz 

gegenüber Dritten übernehmen (C.a., 

2003/9, Ü 17).

Kommentatoren bezweifeln, dass die 

neue Gesetzgebung gegen Verkehrs

sünder die Lage in der Hauptstadt ver

bessern wird. Das primäre Problem sei 

nicht die Straßensicherheit, sondern 

die rapide wachsende Zahl an Privat

fahrzeugen. Während die Infrastruk

tur in Beijing jährlich etwa um 3% 

ausgebaut werde, steige die Zahl der 

Fahrzeuge im gleichen Zeitraum um 

gut 15%. Diesem Trend müsse mit hö

heren Parkgebühren und einem Ver

kehrsleitsystem begegnet werden, for

derte in einer Xinhua-Meldung Zhang 

Guowu, Professor an der Verkehrsuni

versität Beijing. „Außerdem sollte die 

Regierung die Bevölkerung darin be

stärken, öffentliche Verkehrsmittel zu 

nutzen“, so Zhang. Bislang bewältigt 

das U-Bahnsystem Beijings lediglich 

5% des städtischen Personennahver

kehrs. In vergleichbar großen Metro

polen liegt diese Zahl deutlich höher, 

etwa in Tokyo (80%), Paris (70%) oder 

Moskau (55%).

Die Stadtregierung hat bereits meh

rere Maßnahmen zur Verbesserung 

des öffentlichen Verkehrssystems an

gekündigt. Im März veröffentlichte 

Bürgermeister Wang Qishan einen 

Stadtentwicklungsplan mit dem Ti

tel „Perfektionierung der zwei Ach

sen, Entwicklung zweier Ringstraßen 

und Aufbau multipler Zentren“. Ziel 

des Planes ist es, verschiedene Vororte 

(wie etwa die Distrikte Tongzhou und 

Shunyi) zu eigenständigen Satelliten

städten auszubauen. Mit individuellen 

Geschäftsbereichen sowie Bildungs-, 

Kultur- und Gesundheitseinrichtun

gen sollen sie den Pendelverkehr in 

die Hauptstadt reduzieren. Gleichzei

tig sind kostenfreie „Park-and-ride- 

Plätze“ entlang der äußeren Ringstra

ßen geplant. Zusätzlich befinden sich 

bereits mehrere neue U-Bahnlinien im 

Bau (C.a., 2003/10, Ü 11). Das BTMB 

rechnet damit, den Personennahver

kehr bis zum Jahr 2010 zu 60% auf 

öffentliche Verkehrsmittel verlagern zu 

können. Das erklärte Anfang Mai der 

Vizepräsident des Amtes, Liu Xiao- 

ming. Dass die Lage tatsächlich bis zu 

den Olympischen Spielen verbessert 

werden kann, bezweifeln Kommenta

toren bislang jedoch. (Mehrere Mel

dungen nach XNA, 1.5.04) -fs-

15 Stärkere Parteikontrolle in

Militär gremien

Nach Angaben der staatlichen Nach

richtenagentur Xinhua verkündete die 

Zentrale Militär kommission (ZMK) 

Anfang Mai, mit einer neuen Bestim

mung die Parteikontrolle über die Ar

mee stärken zu wollen. Das Dokument 

trägt den Titel „Verordnung zur Arbeit 

von Parteikomitees in den Streitkräf

ten“ und ist zunächst zur probeweisen 

Durchführung vorgesehen. Laut Xin

hua soll es sich um die erste Vorschrift 

dieser Art in der Geschichte der Volks

republik handeln.

So weit aus dem offiziellen Bericht her

vorgeht, enthält die Anordnung sie

ben Kapitel mit insgesamt 33 Arti

keln. Ziel der Bestimmung ist, die Ar

beit der Parteikomitees auf den ver

schiedenen Ebenen der Armee zu ver

einheitlichen. So werden etwa die Auf

gaben der Plenarsitzungen der Partei

kongresse der verschiedenen Ebenen, 

der Ständigen Ausschüsse sowie der 

Sekretäre und Mitglieder der Parteiko

mitees innerhalb der Streitkräfte fest

gelegt. Insgesamt sollen die Parteikon

gresse von nun an mehr Befugnisse er

halten, etwa hinsichtlich der Ernen

nung von Offizieren oder der militä

rischen Ausgaben. Mit diesem Schritt 

folgt die CMC den Vorgaben des XVI. 

Parteitags der KPCh im November 

2002, wo eine Stärkung der Parteikon

gresse aller Ebenen gefordert wurde 

(C.a., 2002/12, S.1411).

Des Weiteren liefert das Dokument ei

ne achtstufige Prozedur für Entschei

dungsprozesse innerhalb der Parteiko

mitees, welche von der Themenfest

legung über die Abstimmung bis hin 

zur Verabschiedung von Resolutionen 

reicht. Xinhua bezeichnete die Bestim

mung als ein „in sich abgestimmtes, 

absolut vollständiges und in stärks

tem Maße anwendbares Arbeitssys

tem“. (XNA, 9.5.04; Xinhua, 9.5.04, 

nach BBC PF, 10.5.04) -fs-

16 Zentrale wappnet sich gegen 

Instabilität

Einer ungesicherten Meldung aus 

Hongkong zufolge soll bereits Mitte

April in der Hauptstadt eine speziel

le Arbeitsgruppe zur Bekämpfung von 

„Notstandssituationen“ ins Leben ge

rufen worden sein. Als Mitglieder des 

neuen Gremiums wurden unteren an

deren die Politbüromitglieder Hu Jin- 

tao, Jiang Zemin, Zeng Qinghong, Wu 

Bangguo, Wen Jiaobao und Luo Gan, 

Guo Boxiong und Cao Gangchuan ge

nannt.

Wie die Beijing-kritische Monatszeit

schrift Zhengming im Mai melde

te, trägt die neu eingerichtete Ar

beitsgruppe die Bezeichnung „Füh

rungsarbeitsausschuss beim ZK der 

KPCh und beim Staatsrat für Not

standssituationen“ (Zhonggong zhong- 

yang guojia jinji zhuangtai lingdao 

gongzuo weiyuanhui). Dieser habe die 

Aufgabe, die Koordination der Streit

kräfte im Falle eines unvorhergesehe

nen Zwischenfalles zu übernehmen, so 

die Zeitschrift. Das Blatt nennt zahl

reiche Situationen, die als „Notstand“ 

zu klassifizieren seien - darunter re

gionale politische Unruhen, gewalttä

tige Ausschreitungen und Putschver

suche. Auch die Möglichkeit einer Un

abhängigkeitserklärung Taiwans sowie 

militärische Intervention durch aus

ländische Mächte werden als mögli

che Gefahren genannt. Im Falle einer 

Krise soll das neue KPCh-Arbeitsko

mitee die Befehlsgewalt über die ge

samten chinesischen Streitkräfte er

halten. Um für einen möglichst hohen 

Grad an Entscheidungs- und Hand

lungsfähigkeit zu sorgen, bestehe die 

Arbeitsgruppe aus fünf eigenständi

gen Sektionen, die jeweils im Ernstfall 

die Führung des Militärs übernehmen 

könnten.

Die Gründung des Komitees wurde 

etwa einen Monat vor dem 15. Jah

restag der Tiananmen-Ereignisse be

kannt. Ausländische Beobachter gehen 

davon aus, dass sich Partei und Re

gierung anlässlich dieses Datums in 

erhöhter Alarmbereitschaft befinden. 

Berichten der Straits Times zufolge 

wies die chinesische Zentralregierung 

ihre Mitarbeiter auf allen Ebenen an, 

gegenüber „Anzeichen von Instabili

tät“ wachsam zu sein. Einer anonymen 

Quelle zufolge warnte die Regierung 

vor folgenden neun potenziellen Insta- 

bilitätsfaktoren:

1. öffentliche Forderungen nach ei

ner Neubewertung der Tianan- 

men-Proteste
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2. Aktivitäten der Falungong-Bewe- 

gung

3. Petitionen von entlassenen Staats

angestellten, enteigneten Bauern 

oder arbeitslosen Hochschulabsol

venten

4. terroristische Aktivitäten durch 

militante ethnische Minderheiten

5. Bewegungen für ein unabhängiges 

Taiwan

6. Bewegungen für mehr Demokratie 

in Hongkong

7. Nutzung des Internets zur Ver

breitung von Gerüchten oder 

zur Überhöhung wirtschaftlicher 

Probleme

8. Religiöse Infiltrationsversuche 

durch ausländische Mächte

9. Verbreitung eines „bourgeoisen Li

beralismus“

Die Regierung soll alle Medien- und 

Regierungsorgane angewiesen haben, 

verdächtige Aktivitäten umgehend zu 

melden. (ZM, Mai 04, S.10-12; ST, 

4.6.04) -fs-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

17 Weltbank-Konferenz zur Ar- 

mutsbekämpfung in Shang

hai

Ziel der Weltbank-Konferenz am 26. 

und 27. Mai in Shanghai, die über 800 

Teilnehmer aus dem In- und Ausland 

anzog, war die Evaluierung von „best 

practices“ zur effektiveren Bekämp

fung der weltweiten Armut. Anhand 

von über 70 Fallbeispielen diskutier

ten Praktiker und Politiker über die 

Erfolgsaussichten von Projekten und 

Strategien zur Armutsbekämpfung so

wie die Möglichkeiten, mit den ohne

hin knappen Ressourcen die 2,8 Mrd. 

Menschen aus der Armut herauszufüh

ren, die von weniger als 2 US $ am Tag 

leben müssen, also über die Hälfte der 

Bevölkerung in den Entwicklungslän

dern.

Armutsbekämpfung ist das erste 

von 8 Millenniums-Entwicklungszie

len (Millennium Development Goals, 

MDG), die 1995 auf dem Weltsozi

algipfel mit der „Agenda 21“ zu den 

- 482 -

zentralen entwicklungspolitischen Zie

len der Weltgemeinschaft und zur Auf

gabe internationaler Organisationen 

erklärt wurden. Weitere MDG sind 

die Verbreitung universeller Elemen

tarbildung, Gender-Gleichheit und 

Empowerment von Frauen, Reduktion 

der Kindersterblichkeit, die Verbesse

rung der Gesundheit der Mütter, der 

Kampf gegen HIV/AIDS, Malaria und 

andere Krankheiten, die Sicherung der 

Nachhaltigkeit in der Umwelt sowie 

die Ausweitung einer globalen Part

nerschaft für Entwicklung. Angestrebt 

wird, die Zahl der armen Menschen 

des Jahres 1990 bis zum Jahre 2015 

zu halbieren.

In der Verfolgung dieses Ziels ist die 

Welt nach den Aussagen der Welt

bank, wie z.B. im Weltentwicklungs

bericht 2000/1 Bekämpfung der Ar

mut, bereits auf einem guten We

ge. Und auch der Weltbank-Präsident 

James Wolfensohn erklärte auf einer 

Pressekonferenz vor Beginn der Kon

ferenz, dass die Zahl der Armen in 

den letzten drei Dekaden wesentlich 

reduziert werden konnte. Dabei sind 

die Entwicklungstrends aber sehr un

gleichmäßig: Während sich eine deut

liche Verbesserung der Armutssituati

on in Ostasien abzeichnet - abgesehen 

von der Lage in Nordkorea -, wächst 

die Armut in anderen Regionen der 

Welt, besonders in Subsahara-Afrika, 

Süd- und Zentralasien sowie in Ost

europa; die Hälfte aller Afrikaner lebt 

von weniger als 1 US$ am Tag.

China gehört zu den Hoffnungsträgern 

der Weltentwicklung und die Konfe

renz diente u.a. dem Ziel, die Lek

tionen herauszuarbeiten, die die „chi

nesische Formel“ der Armutsbekämp

fung anbietet. „You’ve taken 420 mil- 

lion people out of poverty. I would 

say that’s a pretty good record“, lobte 

Wolfensohn die Gastgeber auf der er

wähnten Pressekonferenz, woudn’t 

fool with the formula. It seems to be 

working and that’s the reason we’re 

here“. (WSJ, 25.5.04)

Armutsbekämpfung in China 

Die chinesische Führung maß der Kon

ferenz dementsprechend eine hohe Be

deutung zu, konnte sie China doch 

als erfolgreiches Beispiel für entschlos

senes und erfolgreiches Vorgehen in 

der Armutsreduktion vor einem in

ternationalen Publikum präsentieren. 

Wenn die Weltbank (WB) im Jah

Mai 2004

re 2015 die MDG zur Halbierung 

der Armut in Asien erreichen wird, 

dann wegen der chinesischen Erfolge. 

Nach Weltbankangaben - die Chine

sen selbst rechnen mit einer niedri

geren Armutsgrenze und kommen da

her zu niedrigeren Zahlen - konnte 

die Zahl der Armen in China von 490 

Mio. im Jahre 1981 auf 88 Mio. heu

te verringert werden. Ein wesentlicher 

Grund dafür, so der WB-Chefökonom 

Homi Kharas, war der Übergang von 

der Plan- zur Marktwirtschaft und die 

niedrigen Marktpreise für Lebensmit

tel sowie die Tatsache, dass sich auch 

lokale Regierungen und Unternehmer 

an der Umsetzung der in Beijing be

schlossenen Politik beteiligten („Chi- 

na’s success inspires envy and awe“, 

IHT, 28.5.04).

China selbst schreibt seine großen 

Erfolge bis Mitte der 90er Jahre 

vor allem seiner entwicklungsorientier

ten Wirtschaftspolitik zu, ein expli

zites Programm zur Armutsbekämp

fung wurde erst 1994 mit dem „8-7 An

griffsplan zur Beseitigung der Armut“ 

(Guojia baqi fupin gongjian jihua) be

kannt gegeben, der vorsah, innerhalb 

der nächsten sieben Jahre bis zum En

de des Jahrtausends die verbleibenden 

80 Mio. Arme auf dem Lande aus der 

Armut zu befreien. Der 8-7 Plan war 

das erste umfassende Programm der 

gezielten Armutsbekämpfung, das sich 

nicht nur ein ambitioniertes Ziel setz

te, sondern auch die entsprechenden 

Maßnahmen zu seinem Erreichen vor

sah: eine Stärkung staatlicher Institu

tionen und die Festlegung von Verant

wortlichkeiten, die Ausweitung der fi

nanziellen Mittel und ihren effektiven 

Einsatz sowie die Mobilisierung weite

rer (auch gesellschaftlicher) Ressour

cen. Das Ziel, die Armut bis zum Jahre 

2000 zu beseitigen, stand im Einklang 

mit der von Deng Xiaoping erhobenen 

Forderung, bis zum Ende des Jahrhun

derts in China einen Lebensstandard 

des „bescheidenen Wohlstands“ zu er

reichen. Wenn die chinesische Füh

rung im Jahr 2001 dieses Ziel auch als 

,4m Grunde“ erfüllt ansah, so musste 

sie doch zugleich eingestehen, dass es 

immer noch ,(Inseln der Armut“ gab. 

Selbst nach den Berechnungen auf der 

Grundlage der sehr niedrigen chine

sischen Armutsgrenze gab es immer 

noch 30 Mio. Arme. Die Schlussfol

gerung daraus war, dass die Beseiti

gung der Armut in China eine lang


